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Die Urversammlung/der Generalrat von ...



Eingesehen die Bestimmungen der Kantonsverfassung und des kantonalen Gemeindegesetzes;

eingesehen die Bundes- und Kantonsgesetzgebung über den Schutz der Umwelt und der Gewässer (siehe Beilage 1);



auf Antrag des Gemeinderates,



verordnet:





Kapitel I	ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN



Art. 1	Zweck

Das Reglement regelt die Abfallbewirtschaftung auf dem Gebiet der Gemeinde... .



Art. 2	Aufgaben der Gemeinde

1	Die Gemeinde trifft alle notwendigen Vorkehrungen zur Verminderung der Abfallmengen, die auf ihrem Gebiet erzeugt werden, insbesondere in dem sie für die Sortierung der Abfälle an der Quelle sorgt.

2 Sie organisiert die Sammlung und Entsorgung von Siedlungsabfällen sowie die Sammlung von Sonderabfällen.

3  Sie fördert und organisiert die Verwertung der Abfälle, insbesondere von pflanzlichen Abfällen.

4	Sie informiert die Bevölkerung über Massnahmen der kommunalen Abfall-Bewirtschaftung.



Art. 3	Befugnisse

1  	Die Aufgaben der Abfallbewirtschaftung obliegen der Gemeinde.

2  	Der Gemeinderat wird mit der Vollziehung dieses Reglements beauftragt. 



Art. 4	Begriffe

Die im vorliegenden Reglement stehenden Begriffe werden im Anhang 2 definiert und bilden integrierenden Teil davon.





Kapitel II	PFLICHTEN DES INHABERS VON ABFÄLLEN



Art. 5	Grundsätze

1  	Der Inhaber von Abfällen muss diese gemäss den vom Bund, Kanton und Gemeinde erlassenen Vorschriften vermeiden, sortieren, verwerten oder entsorgen. Er trägt die Kosten, die mit der Vollziehung der in diesem Reglement vorgeschriebenen Massnahmen verbunden sind.

2	Jede natürliche und juristische Person (Haushalte, Betriebe, Geschäfte, Unternehmen, öffentliche Verwaltungen, usw.), die selbst nur vorübergehend in der Gemeinde wohnansässig ist, muss die kommunalen Abfalldienste und –Einrichtungen benutzen, unter Vorbehalt der in Artikel 6 und 29 vorgesehenen Bestimmungen. 

3	Personen, die nicht auf dem Gemeindegebiet wohnansässig sind, sind nicht berechtigt, diese zu benutzen beziehungsweise ihre für die Sammlung bestimmten Abfälle abzustellen.

Art. 6	Abfälle, die von der Gemeinde als Siedlungsabfälle weder gesammelt noch angenommen werden

1 	Feste und flüssige Abfälle aus dem Gewerbe, der Industrie oder dem Handel, die nicht dem Hauskehricht gleichgesetzt werden können, sind vorschriftgemäss zu sammeln und in den von der Behörde bewilligten und bezeichneten Anlagen direkt durch jene zu entsorgen, die sie erzeugen, es sei denn es bestehe ein besonderes Abkommen mit der Gemeinde.

2  	Nicht angenommen werden namentlich Aushub- und Bauschutt jeglicher Herkunft, Stein- und Erdmaterial, Eis und Schnee, Tierkadaver und Fleischabfälle, chemische Stoffe von unbekannter Herkunft und Zusammensetzung, und Abfälle in zu grossen Mengen.



Art. 7	Verbrennung

1  	Das Verbrennen von nicht natürlichen Abfällen im Freien ist verboten.

2  	Ausnahmsweise zugelassen ist das Verbrennen von trockenen pflanzlichen Abfällen aus Gärten, Obstgärten, Rebbergen und Wäldern in schwach bewohnten Gebieten, sofern das Feuer nur wenig Rauch entwickelt, die Umgebung nicht durch Geruch oder Rauch belästigt wird und kein vernünftigerweise vorhersehbar weniger umweltschädigender Behandlungsvorgang wie die Kompostierung oder die Verhäckselung vorhanden ist.

3  	Die einschlägigen bundes- und kantonsrechtlichen Bestimmungen, insbesondere über das Verbrennen von Abfällen in geeigneten Anlagen, bleiben vorbehalten.





Kapitel III	ABFALLENTBEWIRTSCHAFTUNG



1. Abschnitt	Grundsätze



Art. 8	Sammlung und Transport von Abfällen

Die Gemeinde organisiert:

a)	die Sammlung und den Transport durch Abfuhr der Siedlungsabfälle (Säcke, Container);

b)	die periodische Sperrgutsammlung und –abfuhr (Mulden oder ähnliche Dienstleistung wie Abfallsammelstelle);

c)	die Separatsammlung und –abfuhr gewisser Abfälle (Papier, Karton, Glas, Altöl, Konservendosen, usw.) durch Sammlung oder durch an verschiedenen Orten der Gemeinde aufgestellte spezielle Abfallcontainer;

d)	spezielle punktuelle Abfuhrkampagnen.



Art. 9	Emissionsbegrenzungen

Die Abfallentsorgungsmodalitäten dürfen die öffentliche Hygiene, die oberirdischen und unterirdischen Gewässer sowie die Siedlungen nicht beeinträchtigen. Abfälle dürfen nicht in Abwasserkanalisationen geschüttet werden.



Art. 10	Abfallsammelstelle oder Wiederverwertungsanlagen

1 	Die Gemeinde stellt eine öffentliche Abfallsammelstelle oder Wiederverwertungs-Anlagen zur Verfügung, die für die Sortierung und provisorische Ablagerung von Siedlungsabfällen bestimmt sind, die nicht als Hausabfälle gesammelt werden können.





2 	Sie erstellt ein Betriebsreglement, das die angenommenen Abfälle, deren Zulassungsbedingungen sowie die Öffnungstage und –stunden bestimmt. Sie legt die Übernahmegebühren nach den im Anhang zu diesem Reglement stehenden Margen fest. Der Gemeinderat kann die Gebühren der Teuerung anzupassen, wenn die Indexschwankung 10 % übersteigt.



Art. 11	Kommunale oder regionale Deponie für Inertabfälle

1  	Für die definitive Ablagerung von Inertabfällen wird eine kommunale oder regionale öffentliche Deponie zur Verfügung gestellt.

2  	Die Gemeinde erstellt ein Betriebsreglement, das die angenommenen Abfälle, deren Zulassungsbedingungen sowie die Öffnungstage und –stunden genau bestimmt. Sie legt die Übernahmegebühren nach den im Anhang zu diesem Reglement stehenden Margen fest. Der Gemeinderat kann die Gebühren der Teuerung anzupassen, wenn die Indexschwankung 10 % übersteigt.



 

2. Abschnitt	Hausabfälle und vergleichbare Abfälle



Art. 12	Gebinde

1 	Hauskehricht ist in hiefür bestimmte Plastik- oder Papierkehrichtsäcke bereitzustellen.

2 	Jedes mehr als vierstöckige Gebäude sowie zu bezeichnende Betriebe, Geschäfte und Firmen sind mit einer geeigneten Anzahl Gebinden (Containern) auszurüsten. Die Container sind dem Vorrichtungssystem des Abfuhrfahrzeuges anzupassen. Die Gemeinde übernimmt keine Haftung bei Verlust oder Beschädigung. Die Container sind an einem von der Behörde bestimmten Ort abzustellen. Die Gemeindeangestellten müssen dazu freien Zugang haben. Dieser ist insbesondere während der Winterzeit regelmässig zu räumen. Das Personal des Abfuhrdienstes kann sich weigern, schmutzige defekte Container zu leeren, die Materialien enthalten, die durch Art. 5 ff dieses Reglements ausgeschlossen sind oder deren Zugang nicht geräumt ist.



Art. 13	Bereitstellung

1  	Die Behörde bestimmt die Orte für die Bereitstellung der Abfallsäcke sowie die Tage, Stunden und die Strecke ihrer Abfuhr, gemäss einem festgelegten und der Bevölkerung mitgeteilten Stundenplan.

2  	Jede Abfallbereitstellung ausserhalb der Orte, Tage, Stunden und hiefür bestimmten Gebinde ist verboten. Solche Abfälle werden nicht abgeführt und ihr Inhaber kann gebüsst werden.





3. Abschnitt	Separatsammlungen und Spezialabfuhren



Art. 14	Recycling-Abfälle

Recycling-Abfälle, wie Glas, Altöl, Papier, Karton, Aluminium, Konservendosen, PET-Flaschen, sind gemäss den Weisungen der Behörde getrennt zu sammeln.





Art. 15	Glas

Nicht zurückgenommene leere Gläser sind ohne Verschluss und ohne andere Fremdkörper in den hiefür vorgesehenen Container auf der Abfallsammelstelle oder an den bezeichneten Orten abzulegen.

Art. 16	Altöl

Altpflanzenöl (Fritieröl) und Mineralöl (Ölwechsel von Motorfahrzeugen) ist in den hiefür vorgesehenen Container auf der Abfallsammelstelle oder an den bezeichneten Orten abzulegen. Tankreinigungs- oder Abscheiderrückstände, Wasser – in – Öl-Emulsionen oder Oelschlammrückstände gehören zu den Sonderabfällen und sind gemäss der Sondergesetzgebung durch spezialisierte Unternehmen zu entsorgen und zu behandeln.



Art. 17	Altpapier und Zeitungen

Altpapier, Zeitungen und Karton sind an den für die Sammlung bestimmten Orten oder in den hiefür vorgesehenen Container an dem für die Sammlung bestimmten Ort abzulegen.



Art. 18	Aluminium und Konservendosen

Aluminium und Konservenblechdosen können in den hiefür vorgesehenen Container an den bezeichneten Orten gelegt werden.



Art. 19	PET-Flaschen

1 	PET-Flaschen sind in die Verkaufsstellen zurückzubringen oder in die hiefür bestimmten Container zu legen.

2 	Es ist verboten, sie in den Hausabfall zu werfen oder sie in den Glascontainer zu legen.



Art. 20	Elektrische- und elektronische Geräte

Elektrische- und elektronische Geräte sind von den Verkaufsstellen zurückzunehmen oder an für die Sammlung bestimmte Orte abzulegen. 



Art. 21	Sperrgut

1  	Sperrgut ist in die hiefür vorgesehenen Containern auf der Abfallsammelstelle oder an den von der Behörde bezeichneten Orten abzulegen.

2  	Auf Anfrage wird eine vom Gemeinderat bestimmte Unternehmung das Sperrgut, das von den Eigentümern nicht auf die Abfallsammelstelle gebracht werden kann, kostenpflichtig zu Hause abgeholt.



Art. 22	Sonderabfälle

1  	Für kleine Mengen Sonderabfälle wie Farb- oder Lackreste aus Haushalten oder auf Anfrage aus Industrie- und Gewerbebetrieben und mit dem Einverständnis der Behörde steht auf der Abfallsammelstelle ein Abstellraum zur Verfügung. 

2 	Autobatterien ebenso wie verbrauchte Batterien, Leuchtstofflampen und spezielle Glühbirnen dürfen nicht in den Hausabfall geworfen werden. Diese Abfälle sind direkt durch ihre Inhaber zu entsorgen und zu den Verkaufsstellen oder zu den bezeichneten Sammelstellen zurückzubringen, damit sie auf deren Kosten gemäss der Sondergesetzgebung entsorgt werden können.

3  	Medikamente sind in einer Apotheke oder an bezeichneten Stellen abzugeben.



Art. 23	Inertabfälle

Inertabfälle werden vom Abfuhrdienst nicht mitgenommen und sind in eine kontrollierte Deponie zu führen (siehe Art. 11). Der Gemeinderat legt die Höchstmengen fest, die auf der Abfallsammelstelle abgelagert werden dürfen.





Art. 24	Organische Abfälle

1 	Organische Abfälle, ausser Restaurantabfälle, die wie die Siedlungsabfälle zu behandeln sind, werden nicht mit den Hausabfällen entsorgt, sofern ein Abfuhrdienst oder ein Kompostierungsplatz zur Verfügung gestellt wird. 

2 	Äste, Blätter, Rasen und ähnliche Abfälle in kleinen Mengen können auf der Abfallsammelstelle abgelegt werden.

3  	Baumstümpfe und Äste, die von Ausgrabungen und Umbrechungen stammen, sind auf Kosten des Inhabers durch ein spezialisiertes Unternehmen zu entsorgen.

4  	Es ist verboten, Küchenabfälle zu verkleinern, um sie in die Kanalisation zu schütten.



Art. 25	Fleischabfälle

Fleischabfälle sind gemäss der Tierseuchengesetzgebung bei der regionalen Fleischabfall-Sammelstelle abzugeben.



Art. 26	Schrott

Schrott ist vom Inhaber kostenpflichtig für die bewilligte Wiederverwertung bereitzustellen.



Art. 27	Autowracks

1  	Das Ablagern oder Abstellen von Autowracks auf öffentlichem oder privatem Grund und Boden ist ausserhalb von bewilligten Abstellplätzen (Wiederverwertung) verboten.

2  	Der Inhaber eines Autowracks, notfalls der Eigentümer oder Mieter des Grundstücks, auf dem das Fahrzeug abgestellt ist, wird von der Behörde aufgefordert, die Bestimmungen dieses Reglements zu beachten. Gegebenenfalls wird die Behörde nach formellem Entscheid und Festlegung einer letzten Frist auf Kosten des Säumigen die Entsorgung und Zerstörung des Wracks vornehmen.

3 	Felgen und Altpneus werden vom Abfuhrdienst nicht entsorgt (Variante: bilden Gegenstand einer Sondersammlung). Sie können direkt zu einer Verkaufsstelle oder zur zugelassenen Wiederverwertung gebracht werden. Falls es nicht möglich ist, sind sie direkt durch ihre Inhaber gemäss der Sondergesetzgebung zu entsorgen. Es kann eine besondere Entsorgungsgebühr erhoben werden.

4  	Die eidgenössischen und kantonalen Bestimmungen betreffend das Abstellen von Wracks und den Umwelt- und Gewässerschutz bleiben vorbehalten.



Art. 28	Bauabfälle

1  	Die Gemeinde verlangt die Sortierung der Bauabfälle im Rahmen der Baubewilligung.

2  	Folgende Abfälle sind zu trennen:

a)	Aushubmaterial, nicht verschmutzter Schutt, mit Inertstoff zusammengesetzte Abfälle (Beton, Steine, Ziegelsteine, Zement, Glas, usw.): diese sind auf der bewilligte Inertstoffdeponie bereitzustellen, solange eine Verwertung nicht möglich ist;

b)	verbrennbare Abfälle (Holz, Plastik, Kunststoffe, usw.): diese sind in eine Verbrennungsanlage oder in eine Recylingstelle zu bringen;

c)	Sonderabfälle: diese sind zu einer Sammelstelle für Sonderabfälle zu bringen. Falls diese noch nicht besteht, hat die Abfuhr zu einem zugelassenen Empfänger zu erfolgen.

3 	Bauabfälle können ebenfalls in eine vom Kanton zugelassene Abfallsortierstelle abgegeben werden.







Art. 29	Abfälle, die in den öffentlichen Anlagen nicht entsorgt werden

Die Gemeinde erteilt im Einvernehmen mit der kantonalen Dienststelle für Umweltschutz die Anweisungen für die Entsorgung oder Ablagerung auf Kosten der Inhaber von festen Abfällen, die wegen ihrer Art und wegen der erzeugten Menge oder Lager der Firma nicht in öffentlichen Anlagen entsorgt werden dürfen (Verbrennungsanlagen und Abfallsammelstelle).





Kapitel IV	FINANZIERUNG UND GEBÜHRENTARIFE



Art. 30	Grundsätze

1 	Der Gemeinderat erhebt Gebühren, die zur Deckung sämtlicher Bau-, Betriebs-, Unterhalts- und Erneuerungskosten der Abfallentsorgungsanlagen, der Kosten der Abfallsammlungs-, Abfallbehandlungs- und Abfallabfuhrdienste sowie der übrigen Kosten der Bewirtschaftung der kommunalen Abfälle bestimmt sind.

2  	Wer eine in diesem Reglement vorgeschriebene Massnahme verursacht, hat deren Kosten zu tragen.

3 	Nur nicht mehr benutzte Wohnungen und Räume, deren Wasser- und Stromversorgung unterbrochen worden ist, sind von der Bezahlung der Gebühr befreit und dies im Verhältnis zur Bewohnungszeit während des Kalenderjahres. Die Befreiung von der Gebühr läuft ab Unterbruch der Zulieferung. 



Art. 31	Höhe der Siedlungsabfallgebühren

1 	Der Gebührenbetrag besteht aus einer Grundgebühr und einer Abfallmengen-abhängigen Gebühr. Die Grundgebühr entspricht den Infrastrukturkosten (Sammlung, Abfuhr, Behandlungsanlagen, Information, inklusive Zinsen und Abschreibungen, usw.). Die veränderliche Gebühr deckt die Abfallbehandlungskosten.

Variante: die Höhe der Gebühren wird je nach Art und Gewicht/Volumen (effektives oder geschätztes) der Abfälle festgelegt. Sie deckt gleichzeitig die Infrastrukturkosten (Sammlung, Abfuhr, Entsorgungsanlagen, Verwaltung, Information, inklusive Zinse und Abschreibungen, usw.) und die Abfallbehandlungskosten.

2  	Die Grundgebühr ist festgelegt:

a) für Privatpersonen: pro Person oder je nach Zusammensetzung des Haushalts.

Varianten:... je nach Wohnfläche/Wohneinheit/Gebäudevolumen/ ein einziger Betrag.

b) für Unternehmen: pro Unternehmen, je nach Art der Tätigkeiten (geschätzte Mengen) und der Zahl der Angestellten.

Varianten: ... Unternehmen, entsprechend den Einwohnergleichwerten / Produktions-Fläche /durch einen einmaligen Betrag. 

3  	Die variable Gebühr ist festgelegt:

a) für Privatpersonen: je nach Gewicht oder Volumen (effektives oder geschätztes) der Abfälle.

Varianten: pro Person oder je nach Anzahl Personen pro Haushalt / je nach Wohnfläche/ Wohneinheit (mit oder ohne Gleichwertigkeitsfaktoren je nach Anzahl Personen).

b) für Unternehmen: je nach Art und Gewicht (effektives oder geschätztes) der Abfälle

Variante: pro Unternehmen, je nach Art der Tätigkeiten (geschätzte Mengen) und der Zahl an Angestellten.

2,3 	 Variante: (Nichts). 









4  	Die Gebühren stehen in einem Spezialtarif im Anhang und bilden integrierenden Bestandteil dieses Reglements. Der Gemeinderat ist zuständig für die Festsetzung der Gebühren im vorgesehenen Rahmen dieses Tarifes und entsprechend dem Betriebsrechnungsergebnis des vorigen Rechnungsjahres und des genehmigten Budgets/Finanzplanes, indem er den im Art. 31 und 32 festgesetzten Berechnungskriterien Rechnung getragen wird. Die durch den Gemeinderat beschlossenen Gebühren sind nicht dem Staatsrat zur Genehmigung zu unterbreiten.

5  	Der Gemeinderat entscheidet über die dringlichen oder ausserordentlichen Fälle je nach den Umständen in einer Marge von 5 %; er kann sodann die Gebühren der Teuerung anzupassen, wenn die Indexschwankung 10 % übersteigt.

6 	Zu jeder Entsorgungsgebühr kommt entsprechend den einschlägigen gesetzlichen Anforderungen die MWSt hinzu.



Art. 32	Sondergebühren

1  	Für gewisse getrennt gesammelte Abfälle kann der Gemeinderat eine dem effektiven Entsorgungsaufwand entsprechende zusätzliche spezielle Entsorgungsgebühr fordern.

2  	Für Abfälle, die auf der Abfallsammelstelle abgelagert werden, kann der Gemeinderat entsprechend dem Sondertarif im Anhang, der integrierender Bestandteil dieses Reglements bildet, eine spezielle Entsorgungsgebühr fordern. Der Betrag wird in der in diesem Tarif vorgesehenen Begrenzung festgelegt und ist nicht dem Staatsrat zur Genehmigung zu unterbreiten.

3  	Werden die Entsorgungskosten bereits durch eine vorweggenommene Entsorgungs-gebühr gedeckt, so wird unter Vorbehalt der Belastung der Abfalltransportkosten keine Entsorgungsgebühr erhoben. 



Art. 33	Schuldner der Gebühr

1 	Die Gebühr wird vom Abfallinhaber gefordert, der auf dem Gemeindegebiet wohnansässig ist.

Variante:

	Die Gebühr wird vom Abfallinhaber gefordert, der auf dem Gemeindegebiet wohnansässig ist.



Art. 34	Bezahlung der Rechnungen

Die Rechnungen sind 30 Tage nach Rechnungsstellung zur Zahlung fällig. Sie tragen einen Zins von 5 % nach dem Versand der Zahlungsaufforderung.





Kapitel V	STRAFBESTIMMUNGEN UND RECHTSMITTEL



Art. 35	Widerhandlungen

1 	Jede Übertretung gegen dieses Reglement, die dem kommunalen Recht untersteht, wird vom Gemeinderat je nach Schwere des Falls unbeschadet einer Zivilklage auf Schadenersatz mit einer Busse von Fr. 50.-- bis Fr. 10'000.-- geahndet.

2 	Die durch die Bundes- und Kantonsgesetzgebung vorgesehenen und in den Zuständigkeitsbereich der kantonalen Behörde fallenden Widerhandlungen bleiben vorbehalten.











Art. 36	Rechtsmittel und Verfahren

1  	Gegen jeden in Vollziehung dieses Reglements ausgesprochenen Entscheid kann im Sinne von Artikel 34a ff des Gesetzes über das Verwaltungsverfahren und die Verwaltungsrechtspflege (VVRG) innert 30 Tagen nach dessen Eröffnung beim Gemeinderat eine begründete Einsprache eingereicht werden.

2 	Die Verwaltungseinspracheentscheide des Gemeinderates können unter den im VVRG vorgesehenen Bedingungen innert 30 Tagen seit ihrer Eröffnung beim Staatsrat angefochten werden. 

3 	Die Strafeinspracheentscheide des Gemeinderates können unter den im Strafgesetzbuch vorgesehenen Bedingungen innert 30 Tagen seit ihrer Eröffnung an das Kantonsgericht weiter gezogen werden.





Kapitel VI	SCHLUSSBESTIMMUNGEN



Art. 37	Übergangsbestimmungen (Eventuell)

Die Gebühreneinschätzung für das laufende Jahr erfolgt rückwirkend auf den ersten Januar gemäss dem neuen Recht.



Art. 38	Aufhebung

Die vorgängigen und diesem Reglement widersprechenden Bestimmungen sind aufgehoben.



Art. 39	Inkrafttreten

Dieses Reglement tritt nach Genehmigung durch den Staatsrat in Kraft.





Angenommen durch die Urversammlung/den Generalrat am...

Vom Staatsrat genehmigt am...



		Gemeinde ...



			der/die PräsidentIn	der/die SchreiberIn
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�Anhang 1�  �





LISTE DER WESENTLICHEN BUNDES- UND KANTONALEN GESETZE 

UEBER DEN UMWELTSCHUTZ

____________________________________________________________

		

	



		systematische

		Sammlung

		(CH/VS)

	



	1.	Gewässerschutz



	Bundesgesetzgebung



	-	BG über den Schutz der Gewässer (Gewässerschutzgesetz, 

		GSchG, Revision vom 18.03.1994, 21.12.1995, 

		20.06.1997, 29.04, 1998, 18.06.1999, 21.03.2003,

		19.12.2003, 18.03.2005)	24.01.1991	814.20

	-	Gewässerschutzverordnung (GSchV; 

		ersetzt die vom 19.06.1972, Revision vom 23.06.1999

		02.02.2000, 10.01.2001, 31.10.2001, 26.03.2003,

		22.10.2003, 18.05.2005, 22.06.2005)	28.10.1998	814.201

	-	V über den Schutz der Gewässer vor 

		wassergefährdenden Flüssigkeiten (VWF)	01.07.1998	814.202





Kantonale Gesetzgebung 



	-	Kantonales Gesetz betreffend die Vollziehung des 

		Bundesgesetzes über den Schutz der Gewässer 

		gegen Verunreinigung (Revision vom 27.06.2001)	16.11.1978	814.2

	-	Reglement betreffend das Verfahren über die 

		Ausscheidung von Grundwasserschutzzonen 

		und -arealen	31.01.1966	814.200

	-	Beschluss betreffend die Grundwasserschutzareale	07.01.1981	814.201

	-	Beschluss betreffend die Verwendung von Unkrautver-

		nichtungsmitteln bei der Reinigung von Kanälen und

		Flüssen	03.02.1972	814.202

	-	Beschluss betreffend die Ortssanierung	02.04.1964	814.203

	-	Beschluss betreffend die Beseitigung von ausgedienten 

		Motorfahrzeugen und die Errichtung ihrer Abstellplätze	15.09.1976	814.204

	-	Beschluss betreffend die Kies- und Sandausbeutung	10.04.1964	814.206

	-	Beschluss betreffend die Trinkwasseranlagen	08.01.1969	817.101

















	2.	Umweltschutz



	Bundesgesetzgebung



	-	Umweltschutzgesetz (USG; Revision vom 06.10 

		und 21.12.1995 und 20.06.1997, 18.06.1999,

		15.12.2000, 21.03.2003, 20.06.2003, 19.12.2003,

		19.12.2003, 17.11.2004, 18.03.2005)	07.10.1983	814.01

	-	V über die Umweltverträglichkeitsprüfung

		(UVPV; Revision vom 05.09.1995, 25.09.1995, 

		25.11.1998, 25.08.1999 und 02.02.2000)	19.10.1988	814.011

	-	V über den Schutz von Störfällen (StFV, Revision vom

		27.10.1993, 25.08.1999, 02.02.2000, 18.05.2005)	27.02.1991	814.012

	-	Verordnung über die Lenkungsabgaben auf

		flüchtigen organischen Verbindungen (VOCV, Revision

		vom 14.12.1998, 06.12.1999, 04.12.2000, 20.11.2001

		und 26.06.2002)	12.11.1997	814.018

-	Verordnung über die Lenkungsabgaben auf 

		« Heizöl Extraleicht » mit einem Schwefelgehalt

		von mehr als 0,1 Prozent (HELV; Revision vom 26.06.2002

		und 15.10.2003))	12.11.1997	814.019

	-	V über die Bezeichnung der beschwerdeberechtigten 

		Umweltschutzorganisationen 

		(VBO; Revision vom 15.06.1998, 18.10.2000

		und 16.04.2003)	27.06.1990	814.076

	-	V über Schadstoffe im Boden (VSBo; ersetzt die 

		vom 09.06.1986, Revision vom 02.02.2000)	01.07.1998	814.12

	-	Luftreinhalte-Verordnung (LRV; Revision vom

		20.11.1991, 15.12.1997, 23.06.1999,

		02.02.2000, 30.04.2003, 23.06.2004)	16.12.1985	814.318.142.1

	-	Lärmschutz-Verordnung (LSV; Revision vom

		27.06.1995, 16.06.1997, 14.01.1998, 02.02.2000,

		12.04.2000, 30.05.2001, 01.09.2004)	15.12.1986	814.41

	-	V über den Schutz des Publikums von Veranstaltungen 

		von gesundheitsgefährdenden Schalleinwirkungen 

		und Laserstrahlen	24.01.1996	814.49

	-	Technische Verordnung über Abfälle

		(TVA; Revision vom 14.02.1996, 26.08.1998,

		02.02.2000, 23.06.2004, 18.05.2005, 22.06.2005)	10.12.1990	814.600

	-	Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA; 

		resetzt VVS)	22.06.2005	814.610

	- 	Verordnung über die Rückgabe, die Rücknahme 

		und die Entsorgung elektrischer und elektronischer

		Geräte (VREG, Revision vom 04.05.1999, 02.02.2000,

		22.06.2005)	14.01.1998	814.620

	-	V über Getränkeverpackungen (VGV, Revision vom

		07.09.2001)	05.07.2000	814.621

	-	V über die Höhe der verzogenen Entsorgungsgebühr

		für Batterien und Akkumulatoren (Revision vom 

		01.12.2003, 28.06.2005, 08.12.2005)	29.11.1999	814.670.1



	-	V über die Sanierung von belasteten Standorten

		(Altlasten-Verordnung, AltlV, Revision vom 28.10.1998

		und 02.02.2000)	26.08.1998	814.680

	-	V über die Abgabe zur Sanierung von Altlasten (VASA)	05.04.2000	814.681

	-	Verordnung über den Schutz von nichtionisierender

		Strahlung (NISV)	23.12.1999	814.710

	-	Chemikalien-Risikoreduktions-Verordnung, ChemRRV,

		ersetzt StoV)	18.05.2005	814.81

	-	V über den Umgang mit Organismen in der Umwelt

		(Freisetzungsverordnung, FrSV, Revision vom 05.06.2000

		10.01.2001, 28.02.2001, 17.10.2001, 19.11.2003, 

		03.11.2004, 18.05.2005, 03.06.2005)	25.08.1999	814.911

	-	Verordnung über den Umgang mit Organismen in ge-

		schlossenen Systemen (Einschliessungsverordnung,

		ESV, Revision vom 19.11.2003)	25.08.1999	814.912





Kantonale Gesetzgebung 



	-	Gesetz betreffend die Anwendung der Bundes-

		gesetzgebung über Umweltschutz (GAUSG, 

		Revision vom 01.10.2000)	21.06.1990	814.1

	-	Ausführungsreglement der Bundesverordnung

		über die Umweltverträglichkeitsprüfung 	27.08.1996	814.100

	-	Beschluss betreffend die Anwendung der Bundesverord-

		nung über den Schutz von Störfällen	02.06.1993	814.101

		Beschluss über die Kosten und Gebühren für 

		Verrichtungen im Umweltbereich	28.11.1990	814.104



_________________________________________



N.B.:

-	Die Bundesgesetze sind bei der EDMZ (Eidg. Druck- und Materialzentrale) in 3003 Bern zu bestellen http://www.bbl.admin.ch 

	(cf. http://www.admin.ch/ch/d/sr/index.html für die Systematische Sammlung des Bundesrechts)

-	Die kantonalen Gesetzestexte können beim Staatsökonomat in Sitten bezogen werden http://www.vs.ch, kantonale Gesetzgebung).



___________________________________________







�Anhang 2





Begriffe�





Abfallbewirtschaftung

Unter Bewirtschaftung versteht man ihre Begrenzung, ihre Trennung, ihre Sammlung, ihr Transport, ihre Wiederverwertung und ihre Verarbeitung.



Abfälle

Abfälle sind bewegliche Sachen, derer sich der Inhaber entledigt oder deren Entsorgung durch das öffentliche Interesse geboten ist.

Abfälle umfassen insbesondere: Siedlungsabfälle, Sonderabfälle, Inertabfälle, Klärschlamm und andere Arten von Abfällen (Fleischabfälle, Autowracks usw.).



Autowracks 

Autowracks sind ausgediente Fahrzeuge, Autofelgen, Reifen, Anhänger, Werkzeuge oder Maschinen oder andere ähnliche Gegenstände.



Bauabfälle

Bauabfälle sind Abfälle, die von einer Baustelle zu entfernen sind, d.h. Aushubmaterial, Inertstoffe, Sonderabfälle und andere (Holz, Metall, Kunststoffe usw.).



Betriebe

Betriebe sind Industrien, Geschäfte, Gewerbe, Dienste, verschiedene Anstalten.



Elektrische und elektronische Geräte

Elektrische und elektronische Geräte sind elektrische Apparate aus dem Haushalt (Computer, Radio- und Fernsehapparate, Kochherde, Waschmaschinen, Kühlschränke, Kühltruhen, Boiler usw.) sowie Bürokommunikationsapparate (Computer, Telefon usw.) und der Freizeitelektronik (Fernseher Fotoapparate, elektronische Spiele usw.)



Fleischabfälle

Fleischabfälle sind namentlich Tierkadaver, Metzgerei- und Schlachtabfälle.



Hauskehricht

Hauskehricht sind Festabfälle aus Haushaltungen, wie Nahrungsmittelreste, Artikel des laufenden Verbrauchs, Verpackungsmaterial, Textilien, kalte Asche, Papier, Karton.



Inertabfälle

Inertabfälle sind Abfälle ohne schädliche Auswirkungen auf Sickerwasser, wie torffreies und wassergefährdendes Abbau- und Aushubmaterial.



Organische Stoffe

Organische Stoffe sind namentlich Speise-, Garten-, Feld- und Waldabfälle, wie Rasen, Aeste, Baumschnittabfälle oder Baumfällreste sowie Kompost.



Schrott

Schrott sind alle Arten von Industrie- und Gewerbeschrott.



Siedlungsabfälle

Siedlungsabfälle sind Hausabfälle sowie jene von ähnlicher Zusammensetzung (Papier, Kart6on, Glas, Altöl, Schrott, organische Stoffe, Holz, Plastik, elektrische und elektronische Geräte Sperrgut usw.), die wegen ihrer Beschaffenheit Gegenstand von getrennten Sammlungen bilden (gemeinsame oder einzelne) und die ebenfalls aus Betrieben stammen (Industrie, Gewerbe und Handel).



Sonderabfälle

Sonderabfälle sind gefährliche Stoffe, die in der Bundesverordnung über den Verkehr mit Abfällen erwähnt werden, insbesondere leicht brennbare, stark korrosive, giftige oder nach einer Bearbeitung explosiv gewordene Abfälle, wie Autobatterien, Altbatterien, Medikamente, Neonröhren und Glühbirnen sowie Oele.



Sperrgut

Sperrgut sind Abfälle, die wegen ihres Gewichtes und Umfangs nicht in Abfallsäcke oder Behälter, die von der Gemeinde zugelassen werden, gesammelt werden können (z.B.: Altmöbel, Matratzen, verschiedenes Verpackungsmaterial usw.).





________________________________





�Anhang 3







GEBÜHRENTARIFE�(NB: die Beträge stehen als Fallbeispiel)









ENTSORGUNGSGEBÜHR FÜR SIEDLUNGSABFÄLLE





I	Jährliche Grundgebühr:





Privatpersonen: pro Person 



von Fr. 100.-- bis Fr. 150.--

______________________________________________________



Privatpersonen je nach Zusammensetzung des Haushalts



a)	Natürliche Personen, die ständig in der Gemeinde wohnansässig sind, inklusiv Camping-Jahresaufenthalter (Hauptwohnsitz):

-	1-Personenhaushalt:	von Fr. 100. -	bis	Fr. 150. -

-	2-Personenhaushalt:	von Fr. 180. -	bis	Fr. 230. –

-	3-Personenhaushalt:	von Fr. 240. -	bis	Fr. 290. –

-	4-Personenhaushalt:	von Fr. 280. -	bis	Fr. 330. –

-	5-Personenhaushalt und mehr:	von Fr. 300. -	bis	Fr. 350. –



b)	Natürliche Personen ohne ständigen Wohnsitz in der Gemeinde (Zweitwohnung, inklusiv feste Wohnwagen wie Mobilhomes)

	Pro Wohnung		von Fr. 100. -	bis 	Fr. 225. –



Variante 1 (je nach Wohnfläche):

	Fr. .... pro m2

Variante 2 (pro Wohneinheit):

	Fr..... pro Wohneinheit

Variante 3 (je nach Gebäudevolumen):

	Fr.... pro SIA-m3

Variante 4 (Einzelbetrag)

	Fr. ……………..



















Betriebe: je nach Art der Tätigkeiten und geschätzte Mengen und Anzahl Angestellte:



a)	Café-Restaurants, Bars, Tea-Rooms, Dancings, Weinschenken, usw.:

	von Fr. 300. --	bis	Fr. 450. --

b)	Hotel, inkl. angebautes Restaurant, Heime, usw.:

	von Fr. 300. .-- 	bis	Fr. 500. –

c)	Ferienkolonien:

	von Fr. 300. -- 	bis	Fr. 500. --

d)	Lebensmittelläden, Metzgereien, Bäckereien, usw.:

	von Fr. 300. --	bis	Fr. 450. --

e)	Weinhandlungen, Einkellerer:

	von Fr. 300. --	bis	Fr. 450. --

f)	Büros (Treuhandbüros, Versicherungen, Anwälte, Notare, Ingenieure usw.), ärztliche Berufe, Coiffeure usw.:

	von Fr. 300. --	bis	Fr. 450. --

g)	übrige Geschäfte (zu präzisieren):

	von Fr. 300. --	bis	Fr. 450. --

h)	Industriebetriebe (zu präzisieren):

	von Fr. 500. --	bis	Fr. 1'000. --

i)	Uebrige:

	der Gemeinderat trifft einen ähnlichen Vollziehungsentscheid wie bei einer der oben erwähnten Kategorien.



(andere Darstellung):

Grundbetrag x Koeffizient (Min-Max.):



+ Fr. ...... pro Angestellte





Variante 2 (entsprechend den Einwohnergleichwerten):

Fr. ... pro Einwohnergleichwert

Variante 3 (je nach Produktionsfläche):

Fr. ... pro m2 Produktionsfläche

Variante 4 (je nach Anzahl Betten)

	Fr… pro öffentliche Anstalt

Variante 5 (Einzelgebühr):

Fr. ... pro Firma.









II	Variable jährliche Gebühr 

(je nach Volumen/Gewicht der Abfälle)



-	Sackgebühr oder

-	effektive oder geschätzte gewichts-/volumenabhängige Gebühr (Tarifeinheiten: von Fr. ..... bis Fr. …..).











Varianten:



Privatpersonen



Variante 1 (pro Person oder je nach Personen pro Haushalt):

(vgl. Grundgebühr)

Variante 2 (je nach Wohnfläche):

(vgl. Grundgebühr)

Variante 3 (pro Wohneinheit):

(vgl. Grundgebühr)



mit/ohne zusätzliche Gewichtungsfaktoren



Betriebe



Je nach Art der Tätigkeiten und Anzahl Angestellte:

	vgl. Grundgebühr



_________________________________









DEPONIEGEBÜHR (Abfallsammelstelle) DEPONIE/SEPARATSAMMLUNG





- Materialien (Schutt):	Fr.	5-10 pro m3

- Altpneus ohne Felge:	Fr.	 2-5 pro Stück

- Altpneus mit Felge:	Fr.	5-10 pro Stück

- Altpneus grösser als 18 Zoll ohne Felge:	Fr.	10-20 pro Stück

- Altpneus grösser als 18 Zoll mit Felge:		Fr.	60-100 pro Stück

- Altbatterien:			Fr.	10-50 pro Stück

- Sperrgut:				Fr.	.............

- Sonderabfälle:		Fr.	.............

- Anderes:				Fr.	..............



_____________________________________
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KOMMUNALES MUSTERREGLEMENT 

UEBER DIE ABFALLBEWIRTSCHAFTUNG







KOMMENTAR







I	ZWECK



Dieses Musterreglement soll den Gemeinden bei der Erarbeitung oder Revision ihres Reglements über die Abfallbewirtschaftung im Rahmen der Umsetzung der rechtsgültigen eidgenössischen und kantonalen Gesetzgebung unter Berücksichtigung der Rechtssprechung als Vorlage und Hilfe dienen.

Die Abfallbewirtschaftung oder –entsorgung erfolgt etappenweise durch Vermeidung, Trennung, Abfuhr, Transport, die Wiederverwertung und die Behandlung sowie die Finanzierung durch Gebühren nach dem Verursacherprinzip.



Das Musterreglement bezweckt die Vereinheitlichung der kommunalen Ausführungsbestimmungen und deren Absicherung in technischer und rechtlicher Hinsicht sowie die Übereinstimmung mit der eidgenössischen Gesetzgebung.



Den Gemeinden soll aber genügend Spielraum bleiben um den lokalen Verhältnissen gebührend Rechnung tragen zu können.



Das Musterreglement ist darum allgemein umfassend gehalten. Den Gemeinden bleibt unter Berücksichtigung der Bestimmungen des Musterreglementes die Möglichkeit Rahmenbestimmungen zu erlassen und den Vollzug im Detail der Exekutive zu übertragen.



Das vorliegende Modell will nicht für alle in der Praxis aufgeworfenen Fragen eine Antwort bereithalten oder gar juristisch fundierte Lösungen anbieten, umsomehr als sich die Rechtsprechung in ständigem Wandel befindet.



Die Übereinstimmung mit den gesetzlichen Grundlagen der kommunalen Projekte ergibt sich erst nach der Vernehmlassung der kantonalen Dienststellen und der Homologation durch den Staatsrat. Es empfiehlt sich, die Vernehmlassung der kantonalen Fachstellen vor dem Entscheid der Urversammlung durchzuführen.







II	KURZE ERLAEUTERUNGEN DES INHALTS DES MUSTER-REGLEMENTS



a)	Generell



Dieses Reglement enthält technische und rechtliche Normen, für deren Vollziehung die Gemeindebehörde zuständig ist. Dieser könnten und sollten zusätzlich gewisse genaue normative Befugnisse übertragen werden wie beispielsweise jene der Festsetzung der Entsorgungsgebühren in der im Reglement vorgesehenen Marge.





b)	Im Einzelnen



Art. 5	Grundsätze

Absatz 2: beinhaltet das Verbot der Ablagerung von Abfällen im Freien und den Benutzungszwang der vorhandenen Infrastrukturen. Das Kriterium des Aufenthaltsortes erscheint dabei als bessere Lösung im Vergleich  zum Wohnsitzprinzip, weil dadurch die Touristen und Zweitwohnungen einbezogen werden können. Man erfasst damit jene Personen, die sich nur kurz auf dem Gemeindegebiet aufhalten, um dort eine besondere Tätigkeit (berufliche oder andere) auszuüben.

Absatz 3: diese Bestimmung hat namentlich zum Ziel, den Abfalltourismus von nicht wohnansässigen Personen zu unterbinden, die keine Beziehung zur Gemeinde haben und die Gelegenheit dazu benützen, bei einer kurzen Vorbeifahrt ihre Abfälle abzustellen.



Art. 7	Verbrennung

Dieses Verbot stammt namentlich aus dem Art. 26 a LRV und 18 GAUSG und bildet zwingendes Recht ebenso wie die im zweiten Abschnitt vorgesehenen Ausnahmebestimmungen.

Die Siedlungsabfälle (Hauskehricht und ähnliche Abfälle) dürfen nur in hiefür vorgesehenen Verbrennungsanlagen verbrannt werden. Was die natürlichen Abfälle anbelangt, sieht die Gesetzgebung vor, diese möglichst wieder zu verwerten, indem sie in einer anderen Art und Weise wieder- verwendet werden und diese erst nachträglich im Freien verbrannt werden dürfen, sofern alle vorgesehenen gesetzlichen Voraussetzungen kumulativ erfüllt sind.

Die Durchsetzung dieser Vorschriften wird den Gemeindebehörden überlassen mit Ausnahme der Ahndung der Widerhandlungen gegen bundesrechtliche Normen, welche ausdrücklich einer kantonalen Behörde übertragen ist (Art. 61 USG).



Art. 10	Abfallsammelstelle oder Wiederverwertungsanlagen

Dem Hauskehricht gleichgestellte Abfälle, die insbesondere wegen ihrer Menge bei den Abfallsammlungen nicht durch den Abfuhrdienst abtransportiert werden können, sind zentralisierten Anlagen (Abfallsammelstelle) zuzuführen oder auf dem Gemeindegebiet in Mulden und Containern abzulegen.







Wenn die Bestimmungen betreffend die Organisation (Zeitplan, Abfallart usw.) durch die Gemeindebehörde in einem speziellen Reglement festgelegt werden können, ist der Gesetzgeber für die Erhebung der Entsorgungsgebühr zuständig (siehe das Beispiel der Gebühr im Anhang). Wie bei einer getrennten Abfallsammlung ist im Fall einer vorgezogenen Entsorgungsgebühr keine Gebühr zu erheben.

Auch wenn die Abfallsammelstellen generell durch die Behörde selbst bewirtschaftet werden, ist es möglich, diese Dienstleistung mittels einer Konzession an Private zu übertragen. Schliesslich ist es denkbar, nicht nur eine kommunale sondern eine regionale Abfallsammelstelle vorzusehen.

Die Modalitäten einer solchen Befugnisübertragung werden durch das Gesetz über die Gemeindeordnung geregelt.



Art. 11	Kommunale oder regionale kontrollierte Deponie für Inertabfälle

Dieselben Bemerkungen wie für Artikel 10.



Art. 12	Gebinde

Diese Bestimmung wird hier ausschöpfend und detailliert konzipiert. Es wäre aber gut vorstellbar, nur den Grundsatz vorzusehen und auf den Detailvollzug durch den Gemeinderat hinzuweisen.



Art. 20	Elektrische und elektronische Geräte

Alle diese Geräte (so weit sie zur Kategorie Haushaltselektrogeräte, Bürotik und Freizeitelektronik gehören) bilden Gegenstand einer vorgezogenen Recycling-Gebühr, die freiwillig durch die Berufskreise der Berufsbranche beschlossen wurden und die ebenfalls die Entsorgung von alten Geräten abdeckt, bei denen beim Ankauf keine vorgezogene Gebühr erhoben wurde. Diese sind obligatorisch und kostenfrei von allen Geschäften, die Geräte ähnlicher Art verkaufen oder durch eine offizielle Sammelstelle zurückzunehmen.



Art. 27	Autowracks

Wenn die kantonale Gesetzgebung (Staatsratsbeschluss vom 15. September 1976 betreffend die Beseitigung von ausgedienten Motorfahrzeugen und die Errichtung ihrer Abstellplätze) die Tätigkeiten für die berufsmässige Wiederverwertung von Autowracks sowie die Frage ihrer Abstellung regelt, so gilt nicht dasselbe für die Ablagerung (ohne willentliche Abstellung und ohne gewerblicher Zweck) von solchen Gegenständen, welche dem Gemeinderecht unterstehen.

Was das Entsorgungsverfahren betrifft, ist es notwendig, vor jedem formellen Entscheid die Anforderungen des Anhörungsrechtes einzuhalten, auf welches die Festsetzung einer letzten Frist vor dem Vollzug folgen wird.

In jedem Fall und ungeachtet des physischen Zustandes und des Rechtsstatus des Fahrzeuges (Wrack oder Fahrzeug in gutem Zustand, Verwahrlosung oder lediglich Einstellung, Erwerbszweck oder nicht) ist die Bundesgesetzgebung über den Gewässerschutz anwendbar, sobald das Objekt eine konkrete Verschmutzungsgefahr für die ober- oder unterirdischen Gewässer darstellt.  







Art. 30 und 31	Grundsätze und Höhe der Siedlungsabfallgebühren

Weder das Bundesrecht noch das kantonale Recht drängen den Gemeinden, die über einen grossen Spielraum verfügen, aber in den festgesetzten Grenzen der jüngsten Rechtssprechung, ein genaues Gebührenerhebungssystem auf: in Anwendung des im Art. 32a USG vorgesehenen Verursacherprinzips müssen sämtliche Abfallentsorgungs-kosten durch Gebühren gedeckt werden, die durch jene zu bezahlen sind, die solche Abfälle verursachen (Kostendeckungsprinzip). Diese Zahlen müssen in der Rechnungsführung der Gemeinde deutlich ersichtlich sein.

Dabei ist ein gewisser „Schematismus“ zulässig, so dass nicht verlangt wird, dass die einzelne erhobene Gebühr genauestens der erzeugten Abfallmenge (Gewicht und Volumen) entspricht (Gleichwertigkeits-prinzip). In diesem Sinne ist das System der so genannten „Sackgebühr“ nicht die einzige mögliche Gebührenart. Die Festsetzung einer Pauschale erscheint hingegen als gesetzeswidrig. Der Schematismus ist überdies wegen der Berücksichtigung der Kosten der getrennten Abfallsammlungen und der Recycling-Ketten, die generell kostenlos sind und aus Gründen der Wirtschaftlichkeit und der Vereinfachung des verwaltungsinternen Aufwandes gerechtfertigt. Umso mehr wird eingeräumt, dass der Gebührenbetrag bescheiden ist und umgekehrt.



Letztendlich hat das Gebührenerhebungssystem auch die Verfassungsgrundsätze des Gebots der Gleichbehandlung  und des Willkürverbotes zu beachten. In diesem Sinne ist das Kriterium der Katastergebühr (oder Steuerwertes) des erbauten Gebäudes nicht zulässig, weil die Wirklichkeit zu unterschiedliche Beträge darstellt.



Die Bestimmungen dieses Musterreglements stützen sich auch auf die Weisung des BUWAL vom Jahre 2001 „Finanzierung der Entsorgung der Siedlungsabfälle gemäss dem Verursacherprinzip“, die empfiehlt, eine kombinierte Gebühr mit einem Teil vorzusehen, welcher die den Infrastrukturen entsprechenden festen Kosten (so genannte „Grundgebühr") deckt und mit einem variablen Teil, welcher die eigentlichen Entsorgungskosten deckt ( so genannte " variable " Gebühr).

Feste Kosten sind Kosten der Anlagen (Bau, Betrieb, Unterhalt, Ersatz der Verbrennungsanlagen), der Abfallsammlung, -Abfuhr, -Transport im generell, der Verwaltungsführung, der getrennten Abfallsammlungen und der Recycling-Kette.

Variable Kosten sind Kosten der Entsorgung (Verbrennung und Spezialtransport) der Abfälle entsprechend ihrer Menge.



Diese Bestimmungen sehen mehrere Varianten von einzelnen oder kombinierten Kriterien vor, die in der Reihenfolge ihrer Gewichtung in Bezug auf das Verursacherprinzip aufgezählt werden. Andere Kriterien sind nicht von vornherein ausgeschlossen, sofern sie dem Verursacherprinzip gerecht werden. Ebenso ist eine verhältnismässige Gebühr zur Abfallmenge nicht gesetzeswidrig, wenn auch nicht wünschbar, weil sie die festen Kosten nicht genügend von den variablen Kosten differenziert und den getrennten Abfallsammlungen nicht Rechnung trägt (vgl. Art. 31 Variante zu den Absätzen 1, 2 und 3).



Wenn man die derzeitige Rechtssprechung und ihre voraussichtliche Entwicklung berücksichtigt, sollte, zusammengefasst, der Spielraum der Gemeinden sich nach den nachstehend beschriebenen Gebühreneinschätzungskriterien richten:





Grundgebühr



-	Privatperson

pro Person oder je nach Anzahl Personen pro Haushalt;

oder je nach Wohnfläche;

oder je nach Anzahl Zimmer pro Wohnung (Wohneinheiten);

oder je nach dem Bauvolumen;

eventuell durch eine Pauschale.



-	Betriebe

pro Betrieb je nach Art der Tätigkeiten und der Anzahl der Angestellten;

oder pro Betrieb entsprechend den Einwohnergleichwerten;

oder pro Betrieb entsprechend der Produktionsfläche;

eventuell durch eine Pauschale.







Variable Gebühr��

-	Privatperson

je nach Gewicht oder Volumen (effektiv oder geschätzt);

oder pro Person oder gemäss der Anzahl Personen pro Haushalt;

eventuell entsprechend der Wohnfläche oder der Anzahl Wohnräume pro Wohnung (Wohneinheiten), mit Gewichtung durch andere Korrektive.



-	Betriebe

entsprechend dem Gewicht oder Volumen (effektiv oder geschätzt)

eventuell pro Betrieb, je nach Art der Tätigkeiten (geschätzte Mengen) und Anzahl Angestellter.





Es ist hervorzuheben, dass das für den so genannten variablen Teil festgehaltene Kriterium möglichst verhältnismässig zur Abfallmenge ist, dass der Schematismus (insbesondere beim variablen Teil) nur für bescheidene Beträge zulässig ist, und dass zwischen den festen und variablen Kosten buchhalterisch klar und deutlich ein Unterschied zu machen ist. Wenn daher das festgehaltene Kriterium für die Grundgebühr ein Pauschalbetrag ist, müssen sämtliche solche Einzelbeträge dem Total der festen Kosten entsprechen.



In Anbetracht des Gleichwertigkeitsprinzips und des Prinzips der Kostendeckung, die für die Behörde, welche für die Gebühreneinschätzung zuständig ist, massgeblich verbindlich sind, sollte sich das Reglement darauf beschränken, Grundsätze (Kriterien) aufzustellen und Margen für die Gebührenbeträge festzulegen, wobei die Vollziehung im Einzelfall der Gemeindebehörde überlassen wird. Fehlen diese Margen, so sind die Gebührenänderungen durch den Gemeinderat zwangsläufig dem gesetzgebenden Organ und dem Staatsrat zur Genehmigung zu unterbreiten. Eine Indexierungsklausel zuhanden des Gemeinderates ermöglicht falls nötig eine Anpassung der Gebühren an den Lebenskosten.. 



Art. 32	Sondergebühren

Da entsprechend dem Verursacher- und dem Kostendeckungs-Prinzip sämtliche Abfallentsorgungskosten durch Gebühren gedeckt werden sollten, sollten die Spezialsammlungen und die Abfallablagerung in einer Abfallsammelstelle ebenfalls Gegenstand von zusätzlichen Gebühren zu den Gebühren über Haushaltkehricht bilden.

In Anbetracht jedoch der Zulassung eines gewissen Schematismus einerseits und der Ausnahmeklausel des 2. Absatzes von Art. 32 a USG andererseits, die darauf abzielen, zu vermeiden, dass eine ökologische Abfallentsorgung durch eine solche zusätzliche Gebühr beeinträchtigt wird, sollte die Gemeinde von sich aus selber über die Einführung oder Nichteinführung von solchen Sondergebühren entscheiden.

In Ermangelung der Margen (Abs. 2, 2. Satz) siehe Bemerkungen zu Art. 31 in fine.



Art. 33	Schuldner der Gebühr

Um Verfahren einzusparen und den verwaltungsinternen Aufwand zu vereinfachen, ist es besser, vorzusehen, dass die Gebühr dem Eigentümer und nicht dem effektiven Wohnansässigen verrechnet wird. Dieses Vorgehen wird durch die Rechtssprechung zugelassen, welche präzisiert, dass logischerweise der Eigentümer sich den Betrag durch den Mieter zurückerstatten lassen sollte.

Was die Veranlagungs- und Bezugsverjährung angeht, so kann man sich auf die Bestimmungen von Artikel 129 und 130 des Steuergesetzes vom 10. März 1976 beziehen. 



Art. 35	Widerhandlungen

Die nicht bewilligte Abstellung und Ablagerung von Abfällen oder die Verbrennung von Abfällen im Freien bilden namentlich eine Widerhandlung gegen das Bundesrecht, die durch die kantonalen Behörden geahndet wird.



Art. 36	Rechtsmittel und Verfahren

Um die Aufgabe der Gemeindebehörden und der kantonalen Beschwerdeinstanzen zu erleichtern,  ist es wünschenswert, ein Einspracheverfahren vor der ersten Instanz einzuführen und nicht gegen jeglichen Entscheid der ersten Instanz den direkten Beschwerdeweg an den Staatsrat zu eröffnen. 





Art. 37	Uebergangsbestimmungen

Diese Vorschrift ermöglicht die Gebühreneinschätzung für ein volles Jahr, was die Kostendeckung der Abfallentsorgung sicherstellt.



Anhang 3:	Gebührentarife

Diese Tarife gelten als Beispiele, namentlich betreffend die bezifferten Beträge und die formelle Darlegung. Die Gebühreneinschätzungs-kriterien werden entsprechend der Stufe der Uebereinstimmung mit dem gesetzlichen Verursacherprinzip festgehalten.





Grundgebühr für nicht wohnansässige Haushalte:

Der festgehaltene Betrag darf nicht den Betrag übersteigen, der für den Haushalt einer einzigen ständig in der Gemeinde wohnansässigen Person festgesetzt ist und ohne Begründung der effektiven Kosten, sonst wird der Grundsatz der Behandlungsgleichheit gemäss Rechtssprechung verletzt.



_______________________________________
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